
   
 
 
 
 

 

   Berlin, 26. März 2020 
    

Stellungnahme zum Beschlussentwurf des G-BA zur 
Änderung der HilfsM-R (COVID-19-Sonderregelung) 
 
 
sehr geehrter  
vielen Dank, dass Sie trotz der Eilbedürftigkeit den berechtigten Organisationen 
die Möglichkeit zur Stellungnahme einräumen. 
 
Wir begrüßen grundsätzlich die Vorschläge. Allerdings halten wir es für dringend 
notwendig, die in § 8a vorgesehene Ausnahmeregelung nicht nur auf Folgever-
ordnungen von zum Verbrauch bestimmten Hilfsmitteln zu beschränken, sondern 
auf andere Hilfsmittel auszuweiten, soweit diese unmittelbar medizinisch not-
wendig sind. Insbesondere sollten dazu Hilfsmittel zählen, die eine definierte 
Nutzungsdauer vorweisen, welche zum Teil auch als Qualitätskriterium im Hilfs-
mittelverzeichnis des GKV-Spitzenverbandes festgeschrieben sind, z. B.  Kom-
pressionsstrümpfe. Ebenso zählen dazu orthopädische Hilfsmittel, die z. B. durch 
zu hohe oder unsachgemäße Beanspruchung defekt sind und durch ein neues 
Hilfsmittel ersetzt werden müssen.  
 
Weiterhin ist zu bedenken, dass Patienten derzeit vielfach keine Termine in Arzt-
praxen erhalten, ihnen zum Schutz vor Infektion von einem Besuch abgeraten 
wird oder  besonders chronisch Kranke aus Angst vor einer Infektion den Besuch 
vermeiden. Diese Patienten benötigen gleichfalls die Versorgung mit Hilfsmitteln, 
die im Rahmen des medizinisch vertretbaren auch ohne unmittelbaren Arztkon-
takt möglich sein sollten. 
 
Wir schlagen daher vor in der HilfsM-R in § 8a Buchstabe c 

 
3 Worte zu streichen 

und wie folgt zu fassen: 
 
„c. Folgeverordnungen für zum Verbrauch bestimmte Hilfsmittel können auch 

nach telefonischer Anamnese ausgestellt und von der Vertragsärztin oder 
vom Vertragsarzt postalisch an die oder den Versicherten übermittelt wer-
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den, sofern bereits zuvor aufgrund der selben Erkrankung eine unmittel-
bare persönliche Untersuchung durch die verordnende Vertragsärztin oder 
den verordnenden Vertragsarzt erfolgt ist.“ 

 
 
Ergänzend möchten wir darauf hinweisen, dass die einzelnen Sonderregelungen 
der Selbstverwaltung konsistent sein sollten. Die hier vorgeschlagene Regelung 
wäre eine Einschränkung im Vergleich zu den Empfehlungen des GKV-Spitzen-
verbandes, bei denen auf eine Folgeverordnung bei zum Verbrauch bestimmten 
Hilfsmitteln verzichtet wird, sofern die Erstversorgung bereits von der Kranken-
kasse genehmigt wurde oder Genehmigungsfreiheit vertraglich vereinbart wurde. 
Die Formulierung wäre auch nicht deckungsgleich mit den seitens des Bewer-
tungsausschusses festgelegten Sonderregelungen.  
 
Eventuell handelt es sich daher um einen redaktionellen Fehler in § 8a des Ent-
wurfes und es war keine Einschränkung vorgesehen. 
 
 
Bleiben Sie gesund. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
eurocom e.V. 
 
 
 
 
 
Oda Hagemeier 
Geschäftsführerin 


